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Neues Musikschulgesetz, Vernehmlassung 
 

 

Sehr geehrte Frau Regierungsrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Der SGV-Vorstand hat seine Mit-
glieder auf die Vernehmlassung hingewiesen und die SGV-Musikkommission eingeladen, ei-
nen Entwurf zu erarbeiten. Darauf aufbauend hat er auch im Namen von Visenti SG, dem 
Verband Schulführung St. Gallen, folgende Stellungnahme beschlossen. 

 

 

A. Allgemeine Bemerkungen 

Der SGV begrüsst die Schaffung eines eigenen Musikschulgesetztes für den Kanton 
St. Gallen.  

Es schafft rechtliche Klarheit für alle Beteiligten, einschließlich der Musikschulen, der 
Lehrpersonen, der Schülerinnen und Schüler sowie der Erziehungsberechtigten.  

Eine gesetzliche Verankerung im Kanton St. Gallen:  

▪ bietet den Musikschulen eine rechtliche Grundlage und Legitimation für ihre Arbeit; 

▪ fördert die Kooperation und Vernetzung zwischen den Musikschulen und anderen Bil-
dungsangeboten und -stufen (Volksschule, Mittelschulen); 

▪ ermöglicht musikalisch interessierten Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
eine musikalische Ausbildung; 
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▪ fördert und unterstützt musikalische Begabung der Schülerinnen und Schüler und stellt 
die Chancengleichheit und -gerechtigkeit sicher; 

▪ fördert besonders talentierte Schülerinnen und Schüler und bereitet sie auf ein Studium 
in Musik vor. 

 

B. Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Artikel 1 a) 

das Angebot Instrumental- und Gesangsunterrichts an Musikschulen 

Begründung: 

Wir begrüssen und bevorzugen eine offenere Formulierung für alle Musikschulen. Das 
Angebot einer Musikschule ist schon heute vielfältig und sollte im Grundsatz nicht einge-
schränkt werden. Wir denken an verschiedene musikalische Ensembles, verschiedene 
Streichorchester, Theoriekurse, Tanzangebote, Chöre, Angebot im Popbereich, Bands, 
Eltern-Kind-Singen usw. 

Wir begrüssen, dass in allen Artikeln dieses Gesetzes eine offene Formulierung zur An-
wendung kommt. 

Artikel 2 Abs. 1 a)  

der Volksschule und der Sekundarstufe II den Zugang zum freiwilligen Instrumental- und 
Gesangsunterricht Angebot an einer Musikschule 

Begründung: 

Siehe oben und wir begrüssen eine offenere Formulierung, welche die einzelnen Musik-
schulen in ihrem Angebot nicht einschränkt. 

Kann man diesen Artikel so verstehen, dass die Gemeinden nur noch für die Schülerinnen 
und Schüler der Volksschule und der Berufsschule sind und nicht mehr für die Schülerin-
nen und Schüler der Gymnasien? 

Zudem wäre es wichtig, dass die Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II den Un-
terricht sowohl an den Kantonsschulen wie auch an den Musikschulen besuchen können, 
da sie vielleicht am einen Ort in den Unterricht und am anderen Ort ins Orchester gehen. 

Artikel 3 Abs 1 

Die Musikschule führt ein Angebot für Schülerinnen und Schüler nach Art. 2 Abs.1 die-
ses Erlasses. Im Rahmen dieses ihres Angebots 

a) vermittelt sie das Spielen eines Instruments von Musikinstrumenten, den Gesang, 
das gemeinsame Musizieren entsprechend der Angebote 

Begründung: 

Siehe oben und wir begrüssen eine offenere Formulierung. Es gibt Schülerinnen und 
Schüler, welche mehr als ein Instrument spielen, deshalb bevorzugen wir die Mehrzahl. 
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Artikel 4, Abs 1  

Die Musikschule: 

a) setzt eine qualifizierte Schulleitung ein, die für die administrative, organisatorische, 
pädagogische und personelle pädagogische, personelle, organisatorische und admi-
nistrative Führung der Musikschule verantwortlich ist und die Arbeiten zur Schulqua-
lität und Schulentwicklung leitet; 

b) setzt für den Instrumental- und Gesangsunterricht ihr Angebot qualifizierte Lehrper-
sonen ein; 

Begründung: 

Zu a) 

Wir setzen andere Prioritäten und deshalb sollte die Reihenfolge geändert werden. 

Im Zusammenhang mit der Totalrevision des Volksschulgesetzes erwarten wir, dass die 
Bestimmungen zu den Schulleitungen in den beiden Gesetzen aufeinander abgestimmt 
werden.  

Zu b) 

Siehe Begründung Art. 1 und wir begrüssen eine offenere Formulierung.  

Artikel 5 

Wir begrüssen explizit den Hinweis zur Zusammenarbeit mit den Mittelschulen. 

Artikel 8 

Während der Coronazeit befanden sich auch die Musikschulen in einer ausserordentli-
chen Situation (Einzelunterricht) und deshalb begrüssen wir die rechtliche Grundlage, 
dass die Regierung Massnahmen anordnen kann. 

Artikel 9 

Seit 2023 nimmt der Kanton St. Gallen am Kulturförderungsprogramm des Bundes «Jun-
ge Talente Musik» mit sehr grossem Erfolg teil.  

Wir begrüssen die gesetzliche Legitimation zur Teilnahme und die Übertragung der Voll-
zugsaufgaben an die Volksschulträger oder an Dritte.  

Ausbezahlte Beiträge an Talente in dem vom SGV im Kanton St. Gallen durchgeführten 
Programm junge Talente Musik SG: 

2023: CHF 140’500 

2024: CHF 205’500 

2025: CHF 225’000 

 

C. Schlussbemerkung 

Die vorliegende Gesetzesvorlage beschreibt im Allgemeinen den Status quo und ist ein 
erster Schritt in die richtige Richtung. Wichtig sind die gesetzlichen Grundlagen für alle 
Musikschulen im Kanton St. Gallen. Die Handlungskompetenzen der Schulträger werden 
nicht eingeschränkt.  
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Es kann in näherer Zukunft durchaus sein, dass Ergänzungen und Präzisierungen in einer 
Verordnung der Regierung zum Musikschulgesetz geregelt oder empfohlen werden. Wir 
denken an die Qualifikationen der Musiklehrpersonen, eine Empfehlung zum Berufsauf-
trag und zur Weiterbildung der Musiklehrpersonen usw. 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und verbleiben mit freundlichen 
Grüssen. 
 
 
VERBAND ST.GALLER VOLKSSCHULTRÄGER (SGV) 

Der Präsident Der Geschäftsführer 

  
Christoph Ackermann Dr. Markus Hellstern 
 
 

 


